
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes

12 RK 79/80 vf
_]

Urteil

in dem Rechtssheü

...-...no-CII'ODOOOOOOOUl.I......‘l'.’

llllll .... lllll ..,

Kläger ■nd Hevisiönskläger;

Prozeßbevollmäohtigter: ‚............ ...... ... ......
l..‚

g e g e n

......II.Il.'.'.....IUCODOOOIDOIOPII......Ill.

Beklagte und Re#isionsbeklagte.

'Der 12.
Senat dee Bendessozialgerichts hat ohne mündliche‘

Verhandlung am 16. Februar 1983

für Reeht erkannt;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts

Speyer vem 1. Dezember 1980 wird zurückzugewiesen.f

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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0 r ü n d e :

Die Beteiligten streiten um die Mitgliedschaft des Klägers in der

Krankenwersicherung der Rentner (KVdR). Der Kläger ist am
15.

Februar 1920 geboren und hat am 26. März 1939 erstmals eine

Erwerbstätigkeit (Lehre als Spengler und lnstallateur) aufge-

nemnen. bis
zu

seinem Rentenantrag am 10. Dezember-1979 ist er,

abgesehen uon.Zeiteh des Kriegsdienstes
und der Kriegsgefangen-

schaft (Oktober 1939bis November19H5), insgesamt235Monatebei
Trägern der gesetzlichen Krabkenver$icherung

versichert gewesen,

seit dem 1. Januar 1950 aber nur während der Zeit.von November

1967 bis_Dezember 1979 (= 1”6 Monate); vorher - von
September

19h? bis 0ktdber 1967 —
hatte

er
sich als Selbständiger privat

versichert. Seit Mai 1980 bezieht er als Schwerbehinderter ein

vorgezogenes
AlterSrnhegeld aus der

Arbeiterrententersicherung
in

Höhevon ursprünglich 1.128,-- DM;

Seine
Meldung zur KVdR hat die beklagte Betriebskrankenkasse

(BKK), bei der er bis April 1980 als Einrichter der Firma Siemens

pflichtVersichert war, mit Bescheid vom 29. April 1980 und Wi—

derspruchsbescheid vom 10. Juni 1980 abgelehnt, weil er seit der

erstmaligen Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit,

frühestens
seit

dem

1. Januar 1950nicht
mindestens

die Hälfte der Zeit Mitglied
eines Trägers der gesetzlichen Krankenversicherung gewesen sei

(5 165 Abs 1 Nr 3 Buchst a der Reichsversicherungsordnung
ÄRVO—

idF des Krankenversicherungs—Kostendämpfungsgesetzes —KVKG- vom
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27. Juni 197T).-Däraufhin hat der Kläger sich bei der_ßeklagten-
freiwillig weiterVersibhert}.zü<dieser Versicherung erhält er

einen-Beitragszuéchüß-des Rehtenversiéherüng3trägers..

Daé Sozialgericht (SG) hat Seine'Klage, mit der.er beantragt, die

genanntén-éescheide der Beklagt€n
aufzuhében

und diese Zu ver-'

urteilen, ihn beitragsfrei als krankenversichérung3pflichtigen

Rentner aufzunehmeh, als unbegründet.abgewiesenn Es hat - ebenso

wie die Beklagte
— die.in 5 165.Abs 1”er3 Buchst a RVO gefor-

derte5Vorversicherungszeit nicht für erfüllt gehalten; statt-

15 Jahren’séi der-Kläger-Seitil950
nur T2 Jahre und.ä Monate bei

einem Träger der gesetzlichen.Kränkenversicherung versichert
ge—

weseh.'Die genannte Vorschrift Sei auch nieht verfa35ungswidrigi

Sie-verstoße weder'gegen'd33'Sozialstaatsprinzip noch enthalte.'

sie eine.unzulässige (unenhte)'■ückwirkung; der-Kläger-habe anf.-

‚gesichts.der seit’19■1 “höchst:unterschiedlich geregelten" KVdB

■ieht darauf-vertrauen können, daß-die.érst seit 1970 geltende

beitragsfreie.Versicherung der'Rentner;bis—zur.Stellung.seines
@

Renténantrageszfortbestehen
würde, Es sei auch nicht willkürlich,

Wenh das KVKG Per30nen'wegen Nichterfüllung der Vorversiche-—

rungszeit Von der KVdR ausschließe, die, wie der Kläger, bei“

Hin2urechnung ihr9r-Kriegsdienstzeit und.KrieQSgefangenschaft für

mehr als die Hälfte‘1hreénErwerbélebens-Pflicht5eiträge
zur ge—-

sétzliéhen„Krankhhversieherung entrichtet hätten; im Einzelfall‚

auftretende.Härte■-müßten hingenomméniwérden‚ldie im Gesetzf_

gebungsüerfahreh für die NichtanreChnung der v0r;1950 zurückge—

legten Zeiten„angeführten Gründe (Verwaltungsvereinfachung undß

Praktikabilität).seien allerding$anibht.überzeugend.;ßchließlich
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werde durch den Au$schluß des'Klägers
von

der KVdR kein nach
4

Art 1H des Grundgesetzes (GG) geschütztes Eigentumsrecht des

Klägers
gerietzt;

der Kläger habe keine eigenen Geldmittel für

die KVdR aufgewendet und vor der Neuregelung nur "sehr ungewisse

Aussichten" auf eine kostenfreie Krankenversicherung als Rentner

gehabt.
Die.duhch

das Rentenreformgesetz gen 1972 geschaffenen

Versicherungsmöglichkeiten hätten für ihn keine Bedeutung gehabt

(Urteil vom 1. Dezember 1980);"

Mit der vom SG zugelassenen Sprungrevision verfolgt der Kläger

sein Klagebegehren weiter. Er hält die Neuregelung der KVdR durch

das KVKG aus mehreren Gründen für verfassungswidrig: Der'vom Ge-

setzgeber
gewählte Anfangstermin für die Berechnung der Vorver-

sicherungszeiten (1. Januar-1950) sei willkürlich festgesetzt;

dadurch würden besonders Kriegsteilnehmer wie er ohne sachlich

einleuchtenden Grund benachteiligt; Schwierigkeiten beim Nachweis

von
früheren VerSicherungszeiten‚ die für die Wahl des genannten

' Termins angeführt worden seien, ließen sich überwinden, min—

dé3tens hätte eine Übergangslösung für Härtefälle getroffen wer-

den müssen. Unbegründet sei
es auch, Personen-wie ihn wegen nicht

ausreichender Beteiligung am Solidarausgleich der Krankenver-

sicherung von der KVdR auszuschließen; er habe durch seine Bei-

träge zur Rentenversicherung zu diesem Ausgleich beigetragen. Die

Neuregelung verstoße-férner
gegen das Gebot der Rechtssicherheit,

das für den Bürger in.érster Linie Vertrauensschutz
bedeute;

in-

soweit habe er im Vertrauen auf den Fortbestand einer bestimmten

gesetzlichen Regelung "ganz erhebliche Eigenleistungen in Form

von Sozialversicherungsbeiträgen" erbracht. Durch den Ausschluß
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aus der KVdR werde sein Alterseinkommen gemindert. Dieser Aus-

schluß vérletze auch eine nach der-Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsäérichts
(BVerfG) als Eigentum geschütäte Rechtsposition‚

nämlich seinen Anspruch auf kostenlose Krankenversicherung als

Rentner, den er
durch Beitragsleistungen zur Rentenversicherung

"erkauft" habe.und der ihm unter Nichtbeachtung des Grundsat2es

derIVerhältnismäßigkeitAgenommen-wordenrsei.

Die Beklagte.hält.das.angefochtene Urteil für zutreffend und be—

antragt die Zurückweisung der-Revision;

Beide Beteiligten-haben einer.Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung zugestimmt.

II

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Das SG hat zu Recht

entschieden, daß er nach.seinem Ausscheiden aus der versiche-

rungspflichtigen Beschäftigung Ende April 1980 nicht aufgrund des

-Rentenantrags vom.10. Dezember 1979 bei der-beklagten Kranken-

kasse Mitglied der KVdRgeüohcienist.

Nach_5;165.ßbs 1 Nr 3 BVD idF des KVKG, die seit dem 1.'Juli—

1977 gilt, sind kraft Gesetzes krankehversichert:
' ::

Personen, welche die Voraussetzungen für_den Bezug

einer Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter
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Oder der Rentehversicherung der Angestellten erfüllen

und diese Rente.beantragt haben, wenn

a) sie oder die Person, aus deren Versicherung sie

ihren Rentenanspruch.ableiten, seit der erstmaligen

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, jedoch frühestens

.
seit dem 1. Januar 1950 bis

zur Stellung des Ren—

tenantrages mindestens die Hälfte der Zeit Mitglied

eines Trägers der geSetzliohén Kranken?ersicherung

waren oder mit einem Mitglied verheiratet und nicht

mehr als nur geringfügig beschäftigt oder gering—

fügig selbständig tätig
waren

oder J

b); sie oder die Person, aus
deren versicherung sie

ihren Rentenanspruoh ableiten, zu den in 5 1 oder

5 17 Abs 1 des Fremdrentengesetzes Genannten ge—

hören■ndihren Wohnsitzinnerhalbder letzten
10 Jahre vor der Rentenantragstellung in den Gel—

tungsbereich dieses Gesetzes verlegt habenli

_Von diesen Vorschriften kommt für den Kläger nur die in Buchst.af

in Betracht und von
ihr-nurider Fall, daß der Réntenantragstaller

selbst “seit der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit,-

jedoeh frühestens seit dem 1. Januar 1950 bis
zur Stellung des

Rentenantrages mindestens die Hälfte-der Zeit Mitglied eines

Trägers der gesetzlichen Krankenversicherung" war.
Diese Voraus—

setzung erfüllt der Kläger nicht; denn er war während des für ihn

maßgebenden Zeitraums (1; Januar 1950 bis zum Rentenantrag am

10. Dezember 1979) nicht mindestens die Hälfte der Zeit Mitglied

eines Trägers der gesetzlichen Krankenversioherung. Wie das SG
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unangefochten festgestellt hat; war er in der fraglichen Zeit-

spanne von fast 30 Jahren“nür von November 1967'bis'Ende-1979} dh

12 Jahre und:2 Monate, bei einer ge3etzlichen Krankenkasse oder

Ersatzkasse.versichert. _

Auch die.Übergangsvorschrift in Art 2 5 1 Abs 1 des KVKGist auf

ihn nicht anwendbar;.Danach "gilt" als versichert nach 5 165

Abs 1 Nr_3.RVO, ner.wegen des Inkrafttretens des KVKG nicht mehr‚

nach 5»165 Abs 1 Nr.3 RVG-versichert ist oder wer bis zum

30. Juni 1978 eine Rente aus der gesetZlichen RentenverSicherung

beantragt,„éolänge er die Rente béäieht. “Nicht mehr" nach der

genannten Vorschrift versichert iSt wegen
des Inkrafttretens des

KVKG‘nUr-dénjenige,.der bis zum.Inkrafttreten des KVKG am

1. Juli 1977 als Rentner krankenversiehert war und es seitdem"

nicht-Mehrist, wasfür denKlägernicht zutrifft. Auchder
zweite-Fall den Übérgangsvorschrift

? Rentenantrag bis zum_

_30‚ Juni 1978- liegt bei ihm'nicht vof;;- ‘ '

Die hiernach im Falle des Klägers anzuwendende, in ihren Voraus—

setzungen von„ihm aber nicht erfüllte Vorschrift in‘s 165 Abs 1

Nr 3 Buchst a
RVG nF ist entgegen seiner Ansicht auch verfas—

sung5mäßig. Sie verstößt weder gegen das Willkürverbot des

Gleichheitssatzes in Art-3 GG noch gegen die Eigentumsgarantie

des Art 1“ GG; sie.verletzt aueh keine Grundsätze des Rechts— und

des Sozialstaats.

Daß nach der genannten Vorschrift der Zeitraum; innerhalb dessen

mindestens zur Hälfte eine Mitgliedschaft (Versicherung) bei
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einem Träger der gesetzlichen Krankenversicherung bestanden-haben

muß, “frühestens" seit dem 14 Januar 1950 gerechnet wird, 30 daß

davor liegende Zeiten einer Erwerbstätigkeit und einer Versiche-

rung außer Betracht bleiben,
ist

mit dem Gleiéhheitssatz (Art 3

GG) vereinbar; stellt insbesondere keine willkürlich ungleiche

Regelung wesentliéh gleicher Sachverhalte dar. Der Regierungs—

entwurf des KVKG (BT—Drucks 81166) hatte den Beginn der genannten

Rahmenfrist.stets vom
]. Januar 1950 an berechnen wollen, die

Möglichkeit einer Berechnung
von der erstmaligen Aufnahme einer

Erwerbstätigkeit
an also ndéh nicht vorgesehen; und in jedem

Falle eine mindestens 203ährigé Versicherungsieit gefordert (aaO

S.“, 2ü). Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist dann -
einer

Anregung des Bundesrates folgend ; "grundsätzlich" die erstmalige

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit tum maßgebenden Zeitpunkt_be—

stimmt werden; "aus verwaltungs- und heweistechnischen Gründen

werden vor 1950 liegende Zeiten der Erwerbstätigkeit nicht be-

rücksichtigt" (BT- Drucks8/338, 3 60, zu Art 1 5 1 Nr 1). Damit
sind die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft in der KVdR ge—

genüber dem Regierungsentwurf weSentlich gemildert worden; ins—-

hesondere braucht der Rentenantragsteller nicht mehr mindestens?

20 Jahre Vorversicherungszeit_in der Krankenrersicherung nach-

zuweisen; Es genügt vielmehr auch-eine kürzere, uU sogar eine

sehr kurze Versicherungszeit, sofern sie nur die Hälfte der Zeit

'seit Aufhahme.der ersten Erwerbstätigkeit ausmacht.

Was die Begrenzung der Rahmenfrist auf ("frühestens") den

1; Januar 1950 und die entsprechende Beschränkung der anrechen-

baren Versicherungszeiten auf die seit 1950 ZUPÜCREEIGStQHbe—
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trifft, so wirkt sich diese Regelungnur'n00h für eine Über-

gangszeit aus, solange nämlich RentenantfägSteller bereits vor

1950 erwerbstätig und versichert genesen sind. Daß diese weit

zurückliegenden Zeiten nicht berücksichtigt werden, ist nach den

genannten Gesetzesmaterialien "aus verwaltungä- und beweistech-

nischen Gründen" bestimmt werden- Eine nähere Erläüterung dieser

Gründe fehlt. Die fraglichelAusnahme‘erschelint jedoch gerecht-

fertigt, nenn man.bedenkt, daß eine Mitgliedschaft bei einem

Träger der Krankenversicherung häufig nur aus dessen Unterlagen‘

festgestellt wenden.kahn‚.daß aber solche-Unterlagen $US da?

Kriegs— und Verktlegezeit, “% eßeh ans den ersten Nachkriegs—

jahren, aus zeitbedingten Gründen oft nicht mehr vorhanden sein

werden. Die Möglichkeit-der Wiederherstellung eines Versiche—
rungsverlaufs für diese Zeiten würde daher nicht selten vom Zu-

fall abhängen und einen
erheblichen Ver■altungsaufwand erfordern.

Ähnliches gilt für den Nachweiseiner Erwerbstätigkeit aus den

Unterlagen von Arbeitgebern. Die Regelung des Gesetzes, Tätig—

keits- und_Versicherungszeiteh
vor dem Jahre 1950 unberücksich-

tigt zu lassen, kanndeshalbnicht als willkürlich angesehen
werden,

so.daß
aus diesem Grunde eine Verletzung des Gleich-

héitssatzes entfällt.

Die Neuregelung der KVdR durch das KVKGhat auch kein nach Art 1"

GG geschütztes Eigentumsrecht des Klägers V8P18t2t- Ob er bei

Inkrafttreten des KVKG am 1. Juli 1977 eine "Anuartschaft" auf

eine beitragsfreie Mitgliedschaft in der KVdR besaß, läßt der

Senat offen. Den Feststellungen des SG ist nicht ZU entnehmen, Ob

der Kläger schon damals mit den für ihn entrichteten Beiträgen
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die Wartezeiten für eine Rente wegen Berufs- oder Erwerbsun—

fähigkeit oder für ein Altersruhegeld zurückgelegt hatte; jedene

falls nach Erfüllung dieser Wartezeiten
hätte

er, da die Ge— »
Währung einer der genannten Renten dann nur noch vom Eintritt des

Versicherungsfalles abhing, eine Anwärtschaft auf eine Rente be—

sessen (zu dem-inzwischen auch in die Gesetzessprache einge-

gangenen Begriff der "Rentenanwartschaften"
vgl 55 1304 ff RVG :

55 33 ff AUG, ferner 5.1587a Abs 2 Nr 2 des Bürgerlichen Gesetz-

buche -BGB—‚ wo der Begriff
sogar

auf “Anhartschaften” vor Er-

füllung der Wartezeit ausgedehnt ist, $ 1587a Abs 7 Satz 1 BGB;-

zur Rechtsgualität von
sozialen Anwartschaften'vgl auch Stober

in: Vérfassungsrechtlicher Eigentumsschutz sozialer Rechtspo—„--

sitionen, 2. Sozialrechtslehrertagung Bielefeld 1982, Schrif—

tenreihe des Deutschen Sozielrechtsverbandee Bd XXIII, S 26 ff,

und Rüfher ebenda S 180 ff); Entsprechende Anwartschaften könnte

der Kläger auf.sonstige Leistungen der Rentenversicherung gehabt_

haben, zu denen nach 5 12-AVG ua Beiträge für die KVdR gehören.

Dies legt es nahe, auch seine Aussicht, Mitglied der KVdR zu .

werden - die Mitgliedschaft erforderte nach früherem Recht (5 165

Abs 1 Nr 3 RVG idF des Finanzänderungsgesetzes vom 21; Dezember

1967) lediglich die Erfüllung der Voraussetzungen für den Be2ug

einer Rente und.deren.ßeantragung — als ein Anwartschaftsrecht im

weiteren Sinne anzusehen; sobald alle Rentenbe2ugsvoraussetzun-

gen, abgesehen vom‚Eintritt des Versicherungsfalls, erfüllt ■a—

ren. Die Frage braucht hier indessen nicht abschließend ent-

schieden zu
werden, weil auch bei Annahme eines solchen Anwart—

schaftsrechts dessen Aufhebung bzw Umgestaltung durch das KVKG

nicht verfassungswidrig war.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'—11-

Durch die neuere Rechtsprechung des BVerfG ist geklärt, daß-das

nach Art 14 GG gewährleistete “Eigentum" nicht
nur private Rechte

und Rechtsstellungén, sondern auch im öffentlichen Recht wur-

zelnde Rechtspositionen umfaßt,.sofern sie ihrer Funktion nach

dem pri?aten‘Eigentun entsbrechen; dabei sind Rechtspdsitionen

aus dem Recht.der.Sozialkersicherung nicht ausgenommen (für Ren-

ten und Rentenanwartschaftén vgl BVerfGE 53, 257, 289 ff; 55‚_

11“, 1315.58‚.81;_109f). Bei der inhaltlichen Ausgestaltungoder
nachträglichen Umgestaltung von solchen öffentlich-rechtlichen

Rechtspositidneh.hät.der Gesetzgeber allerdings einen erheblichen

Entscheidungsspielraum (BVerfG aaO). Das gilt besonders danni

wenn die Rechtspositidnen
ganz oder teilweise nicht auf eigener,

Leistung (auf persönlichem Arbeits- und/oder Kapitaleinsatz) be-

ruhen, sondern den Berechtigten aus Gründen staatlicher Fürsorge

gewährt werden sind. Jedenfalls in diesen Fällen muß es dem Ge-

setzgeber erlaubt.sein,.wenn und soweit es das
öffentliche In- a

teresse‚ insbesondere das Interesse der Allgemeinheit
an der Er-

haltung der Funktions- und Leistungsfähigkeit
eines

Regelungs-

systems erfordert, eine unter anderen wirtschaftlichen Voraus-

setzungen gewährte Vergünstigung wieder einiuschränken'oder
zu-

rückzunehmen (Art 1H Abs 1 Satz 2 GG). Dabei ist jedoch der

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren und sind die Inter-

essen der bisher begünstigt
gewesenen Bürger, vor allem ihr Ver—

trauen auf den Fortbestand von ihnen verliehenen Rechtspositio-

nen, gebührend zu berücksichtigen, was namentlich durch schonende

Übergangsregelungen geschehen kann. Gemessen an diesen verfas-

sungsrechtlichen Vorgaben (vgl dazu
auch

Stober und Rüfner aaO

S 2“ ff'und 169 ff, ferner Stolleis und Papier ebenda S 10h ff
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und 193 ff), hält der Senat die Neuregelung der KVdR durch das

KVKG, soweit sie den Kläger betrifft, für unbedenklich.

Eine “Anwartschaft” auf eine von eigener Beitragsleistung freie

Krankenversicherung als Rentner, wie sie der Kläger bis zum In—

krafttreten
des KVKG am

1. Juli 1977 möglicherweise besaß,.-

konnte für.ihn.erst durch das.Finanzähderungsgesetz 1967 vom

21. Dezember 1967 entstehen; vorher, dh unter der Geltung de3f‚

Gesetzes über KVdR vom 12. Juni 1956, waren nur solche Rentner

_(Réntéhantragstéller) kraft Gesetzes beitragsfrei‚ die in den

letzten'fünf
Jahren

vor Stellung des Rentenantrags mindeStens

52 Wochen bei.eihem Träger der gesetzlichen Krankenversieherung‚

„versichert gewesen
waren (@ 165 Abs 1 Nr 3 RVO idF des genannten

Gesetzes; für Hinterbliebene galt eine im wesentlichen entspre--

chende Regelung, 5 165 Abs 1 Nr & RVG). Während der Geltung.die—

ser
Vorschriften hatte der - erst_seit November 1967 bei einem

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte — Kläger

keine Aussicht gehabt, bei Eintritt eines Rentenversicherungs-
_

falls zugleich mit der Beantragung einer Rente beitragsfrei Mit-

glied einer gesetzlichen Krankenkasse zu werden. Andererseits

wäre ihm aber schon nach diesem Recht ein
- allerdings anders

(pauschal) berechneter - Beitragszuschuß gewährt werden (5 381

Abs ” EVO idF des genannten Gesetzes); ein Recht zum
freiwilligen

Beitritt zu einer geSetzlichen Krankenkasse hätte er nur gehabt,

wenn sein Gesamteinkommen eine bestimmte Höhe nicht überschritten

hätte (5 176 Abs 1 Nr H_RVO idF des genannten Gesetzes).

' €
Erst durch das Finanzähderungsgesetz“1967 sind mit Wirkung vom
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1. Januar 1968 sämtliche'■entner (Rentenantragsteller) ohne-

Rücksicht darauf, ob und wie lange sie vorher Mitglied eines-

Trägérs der gesetzlichen Krankehversicherung
gewesen waren, in

die KVdReinbezogenworden (5 165Abs 1 Nr 3 svo idF ven Art 1
Nr 1

des Finan2änderungsgesetzes 1967). Bis zum
Jahre 1969 hatten

sie allerdings.als
eigenen Beitragsanteil 2 vH des Zahlbetrags

ihrer Rente selbst zu tragen (5 381 Abs 2 Satz 2 BVG idF
von

Art 1 Nr 19,des Finanzänderungsgesetzes 1967; für Empfänger eines

Beitragszuschusses galt eine entsprechende Regelung, 5 381 Abs u..‚

Satz 3 RVO;.beide Vorschri■teh wuhden.mit Wirkung tom 1. Januar

1970 durch das Gesetz
von 1M, April 1970, BGBl I 337, wieder

gestrichen).‘

Über die Gründe für die Einbeziehung aller Rentner in die — für

sie zunächst
teilweiseg‚ab

1970 gänzlich beitragsfreie — KVdR

geben die Gesetzesmaterialien; abgesehen Von
einem Hinweis, daß

damit ein Vorschlag der Sozialenquete-Kommission verwirklicht-

werde, wenig Aufschluß (vgl 2
u

‘BTÄDrucks V/23ü1, S‘3‚ Be—

sonderer Teil, Zu Art 1 S 1 Nr 01; der Bericht der Sozialen—
quete—Kommission

ist veröffentlicht unter
dem Titel: Soziale

Sicherung -.Sozialénquete
- in der Bundesrepublik Deutschland,

hier Vgl S 299 ff):
Wesentlich mitgesprochen hat offenbar die

Absicht, Familienangehörige
von krankenversicherten Rentnern, die

bisher wegen
Nichterfüllung der Üorversioherungszeit beitragsfrei

mitversichert.gewesen.waren,‚zu_beitragspflichtigen Mitgliedern

der Krankenkassen zu
machen, der

Krahkenfersicherung
also weitere

Beitragszahler zuzuführen (vgl die
genannte BT-DruckS aaO und

S 7, zu Nr 6 Buchst a). Dieses Ziel war mit der Neuregelung der
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KVdR allerdings nur erreichbar, soweit-tatsächlich an die Stelle

von bisher beitragsfnei„mitversicherten Familienangehörigen.

selbstversioherte nnd deshalb beitrags2ahlende Rentner traten

(wobei die Aüfteilüng
der Beitragslast

ewisohen‘den
Rentnern und

den'Rentenversicherungsträgern die Krankenkassen nicht berührte).

In übrigen, dh soweit bisher nicht mitwersiéhert gewesene Rentner„

in die KVdR einbezogen würden, erwuohs
n den Krankenkassen damit“

nur neue Lasten, für die alle anderen Mitglieder der Kranken—

ka83en (Nichtrentner) mit aufkommen mußten; und
zwar mit einer

vom
Gésetzgeber.des-Jahres 1967'zunäohst auf 20 vH begrenzten

"Interéssenquote" (vgl die genannte BTÄDrucks'S-6
zu Nrn Ha bis

10 sowie 5.393anvo idF von Art 1:Nr 16 des Finanzänderungs--
gesetzes'1967);

Als diese Interessenquote in der Folgezeit - mitbedingt durch die_

Anfang der 70er Jahre einsetzende, bei den Rentnern anscheinend

überproportional hohe Kostenexpansion der Versicherungsleistuné

gen — auf 25 bis-30 üH der Leistungsaufwendnngen für die Rentner-

anstieg, obwohl die (nach 5 385 Abs 2 EVO bereohneten und

schneller als die Renten wachsenden) Beiträge der
Rentehver-

sicherungsträger ihren in.5 3933_RVO vorgesehenen Anteil an der

Rentengesamtsunme von 10,98 vH erheblich überschritten (vgl die

Tabelle in BT-Drucks 8/166, S “O; die Überzahlungen der Renten-

versicherungsträgen.sind den Krankenkassen später belassen wor-

den, Art 2 5_13 KÜKG)‚ sah sich der Gesetzgeber im KVKG genötigt,
zu■ Zwecke einer.Entlastnng der.Krankenkassen und der Rentenver-

sicherungsträger diejenigen Rentner, die während ihres Berufse

lebens nicht in angemessenem Umfang durch eigene Krankenver-
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sicherungsbeiträge zür.Deckung des KVdR—Defizits beigetragen

hatten, wieder aus'der KVdR auszuschließen (vgl BT-Drucks 8/166,

S‘22
f, Allgemeiner Teil; S 2”, Besonderer Teil, zu Art 1 S 1

Nr 1). Als eine für
die.Einbeéiehung

in die KVdR "angemessene"

Versieherungszeit wurde dabei
- unter Zusammenfassung mehrerer

während des Gesetzgebungsverfahrens gemachter vorschläge
— die

Hälfte'der Zeit seit der erstmaligen Aufnahme einer
Erwerbsé .

tätigkeit angesehen,_wobei, wie.ausgeführt,
aus

vérwältungs— und

beweistechnischen Gründen Zeiten vor dem.1. Januar 1950 außer

Betracht bleiben sollten.(BTenrucks 8/338, S
66,

zu Art 1 5 1.

Nr 1)Qf

Mit dieser Neuabgrenzung des von
der

KVdR erfaßten-Personen-

kreises wurdé.im Grundsatz die frühere,
vor dem 1. Januar 1968

bestehende-Regelung wiéderhergestellt, diese Jedoch insofern noch

efhebiich verschärft4'als nunmehr nicht schon eine Versichef‚ „
ruhé32eit

von
52'W0chen während der letzten fünf Jahre vor dem

Henténantrag; sondern erst die "Halbdeckung" mit Versicherungs-

zeiten während des gesamten Berufslebens (frühestens ab 1. Ja-

nuar 1950 gérephnet) ausreicht. Düren eine gleichzeitige Änderung

des 5 205 Abs 1 Satz 1 EVO wurde die beitragSfreie Mitversiche-

rung auf Familienahgehörige mit einem bestimmten niedrigen Ge-

samteinkommen beschränkt;
nur solche Personen konnten deshalb

nach einem Aussehluß'aus der KVdR wieder - wie vor 1968 - als

mitversicherte Angehörige von Kassenmitgliedern die Krankenkassen

belasten.-

Diese Neuregelung der KVdR hält sich nach Ansicht des Senats noch

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_15_

im Rahmen des GeStaltungsspielraums, der dem Gesetzgeber bei der

Bestimmung-— auch der Neubestimmung - von Inhalt und Schranken.

öffentlich»rechtlicherjRechtspositionen zugestanden werden muß.

Entscheidend_ist dabei für.den_Senat die Erwägung; daß das Fi-

nanzänderungsgesetz 1967, soweit
es Rentner in-die KVdR;eine

bezogen hatte, die bisher.hicht oder weniger.als 52 Wochen in den

letzten fünf Jahren vor'Stellung des Rentenantrags bei einem

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung versichert gewesen „
waren; ihnen den für sie beitragsfreien KVdR—Schutz ohne

aus--

reichende eigene Vorléistungen
—

als eine von ihnen nicht "ver—

diente" Vergünstigung des Gesetzgebers - gewährt hatte. Anderer-
.

seits lagen nach Ansicht des Senats für die Rücknahme dieser

Vergünstigung durch das KVKG hinreichende Gründe vor, insbeson—

dere eine gegenüber dem Jahre 1968 wesentlich_verschlechterte

Finanzlage der Krankenkassen, die bei einer Fortdauer jener Ver- .

günstigung zu einer in dieser Höhe niemals beabsichtigt gewesenen

Mitbelastung der Krankenkassenmitglieder mit den Defiziten der.

KVdR.gefühnt hätte, ohne daß.dies durch einen eigenen früheren

Solidarbeitrag der begünstigten Rentner gerechtfertigt.£ewesen
wäre..r . .: . ' . . .. .; .

'...
. . . ....

Der Senat hat bei seiner Entscheidung auch berücksichtigt, daß

den seit dem KVKG aus der KVdR ausgéschlossenen Rentnern wieder]

- wie früher vor dem 1. Januar 1968 - ein Anspruch auf einen

Beitragszuschuß des Rentenversicherungsträgers zusteht,_der al-

lerdings seit dem 1. Juli 1977 nicht mehr pauschal (in Höhe der

durchschnittlich von den.Rentenversicherungsträgern für die

pflichtversicherten Rentner gezahlten Beiträge), sondern indi—
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viduell
berechnet wird (11 vH des Jeweiligen Rentenzahlbetrags,y

5 130He EVO : 5 83e AVG idF des KVKG)Ä Damit fließt den Empfän—

gern eines solchen Béitragszuschusses eine
Leistung zu, die sie

selbst durch_2ahlung
von eigenen früheren Rentenversicheruhgs-

beiträgen insofern "vorfinanziert" haben, als der Rentenversi—

cherungsträger früher aus ihren Beiträgen ebenfalls Beiträge zur
_

KVdR und Beitragszuschüsee-an andere geleistet hattet Je größer

der-dafür'abgezweigte (je.nach Dauer und Höhe der eigenen Bei-

tragsleistung verschieden hohe) Betrag insgesamt gewesen ist, um
sc höher ist in der Regel auch.ihr.späterer eigener Anspruch auf

einen Beitragszuschuß. In diesem Sinne hat der Empfänger eines

Beitragszuschusses.den Anspruch darauf durch
eigene

Vorleistungen

erworben; Das gleiche gilt bei den der-KVdR angehörenden Rentnern

für den Finanzierungsanteil, der von den Rentehversicherungse

trägern an die Krankenkassen abzuführen ist und der seiner Höhe

nach dem Beitragsauschuß entspricht? Dieser
Anteil ist auch den

durch das-KVKG aus der KVd■‘ausgeschlossenen
Rentnern in Gestalt->

eines—Anspruchs auf Beitragssuschuß verblieben. Nicht erhalten

geblieben ist ihnen allerdings der von der Krämkenversicherung zu

tragende Finanzierungsanteil'der‘KVdR (die "Interessenquote" der

Krankenkassen); Für diesen'■nteil haben sie indessen während

ihres Berufslebens selbst
keine ausreichenden Vorleistungen

erbracht, da Krankenversicherungsbeiträge von ihnen entweder

überhaupt nicht oder nicht.in dem seit dem KVKG geforderten Um-

fang entrichtet worden sind;

Im übrigen hat der Gesetzgeber den Übergang von der früheren Re—

gelung der KVdR auf die neuen Bestimmungen des KVKG dadurch ge-
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mildert, daß er in der sehon erwähnten Übergangsvorschrift
Ren—

tenantragsteller; die noch bis Juni 1978 eine Rente beantragt

hatten, dem alten Recht unterstellt hat. Daß er dabei den Gel-‘

tungsbereich
der Übergangsvorschrift auf ein Jahr beschränkt hat,

hält der Senat den Umständen nach für vertretbar. Eine weitere

Ausdehnung der Übergangséeit hätte die vom
Gesetzgeber mit der

Neuregelung der KVdR bézweckte, dringend notwendige Kostenent—

lastung der Krankenkassen erst nach längerer Zeit wirksam werden

lassen.

Der Gesetzgeber des KVKG hat schließlich den nach der Neuregelung

der KVdR nicht mehr pflichtversicherten Rentnern unter bestimmten

Voraussetzungen das Recht sum freiwilligen Beitritt zur gesetz—

lichen Krankenvensicherung eingeräumt (5 176 Abs 1 Nr'9 RVG idF

des KVKG)? Wenn er
dabei den Beitritt nur solchen Rentnern ge-

stattet hat, deren.Gesamteinkommen unterhalb einer bestimmten

Grenze liegt (die der
kläger anscheinend nicht überschreitet), so

sind dafür offenbar sozialpolitische Erwägungen maßgebend
gewesen

(vgl BT-Drucks 8/166,-S 2“, zu 5 1 Nr 3, wo auf die vor 1968

geltende Regelungund damit auf 5 176Abs 1 Nr'u EVOaF hinge-
wiesen norden ist); Eine Erstreckung dieser --"fürsorglich" ge—

währten - Vergünstigung auf alle seit dem KVKG nicht mehr der

KVdR angehörenden Rentner wäre nicht nur mit dem erstematischen

Grundgedanken des 5 176 RVG, der die Versicherungsbérechtigung

allgemein von einer Einkommensgrenze abhängig macht, unvereinbar

geüesen, sondern hätte auch zu einer die Krankenkassen benach—

teiligenden negativen Risikoauslese führen können, da von der

Beitrittsberechtigung eher die schlechten Risiken Gebrauch ge—
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macht hätten, inSbesondere Rentner mit fämilienhilfeberechtigten

Angehörigen,
was

wiederum die beabsichtigte Kostenentlastung der

Krankenkassen gefährdet-hätte. Dieser Nachteil wäre für die

Krankenkassen.auch dadurch nicht„oder.mindestens nicht voll euer

geglichen werden, daß sie von den freiüillig beigetrétenen Rent-

nern Beiträge auch.von„den neben der Rente bezogenen "sonstigen

Einnahmen zum Lebensunterhalt" erheben können (5 180 Abs H EVO

idF des KVKG, für die Zeit ab 1. Januar 1983 ersetzt durch die

Vorschriften inrä 180 Abs 7 iVm Abs 5 und & RVG idF des Art 2 des“

Gesetzes über die Anpassung.der'■enten.der gesetzlichen Renten-

versicherüng im Jahr—1982vom 1. Dezember1981; BGBl I 1205)..

Hat sohit die vom.Klägér-heanstandete Neuregelung der KVdR durch

das KVKG und der dadurch für ihn bewirkte Ausschluß aus der (zZ

noch beitragsfreien) KVdR kein nach Art 1ß GG geschütztes, weil

durch eigene LeiStung erworbenes Anwartschaftsrecht des Klägers

terletzt,
so gilt das gleiche auch, Soweit es sich um eine Ver-

letzung des Rechtsstaats- und des Sozialstaatsprinzips handelt.

Soueit_das Rechtsstäätsprihzip und die daraus zu entnehmende

Einschränkung für eine "unéchte"'Rückwirkung von Gesetzen bei

Eingriffen des,Gesetzgebens in bestehende Rechte und Anwart-

schaften überhaupt als Prüfungsmäßstab neben'Art 1H GG heranzu-

ziehen ist (vgl.dazu BVerfGE 58, 81, 120 f), sind die verfas-

sungsrechtlichen Grenzen gewahrt. Das muß jedenfalls für Fälle

wie den
des‚Klägers‚gelten;

der nicht erst aufgrund des Renten-.‚

reformgesetzes von 1972 Beiträge zur Rentenversicherung entrich-

tet hat, um.damit einen späteren kostenlosen Krankenversiche—
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rungssohutz zu erwerben. Allein eine Erwartung des Klägers, daß

die ihn begünstigende Regelung der KVdR durch-das Finanzände— _“

rungsgesetz 1957 auch unter veränderten wirtsohaftlichen Ver-

hältnissen bestehen bleiben werde, begründete
für

ihn keinen

schutzwürdigen Vertrauenstatbestand;

Schließlich war der Gesetzgeber auch durch den Sozialstaats—

grundsätz nicht gehindert, die fragliche Regelung
zu treffen.

l‚

Dieser Grundsatz ließ.es nicht nur zulässig, sondern
sogar ge-

boten erscheinen, daß zu der 1977 notwendig gewordenen Entlastung

der Krankenkassen von
ihren_Aufwendungen für die KVdR in erster

Linie diejenigen herangezogen wurden, die - wie der Kläger -_

selbst nie oder in nicht ausreichenden Umfangs zur Deckung dieser‘

Aufwendungen beigetragen hatten.

Im Falle daßrKlä8ers ist im übrigen zu berücksichtigen, daß er.
4

durch denAusschlußaus der KVdHwirtschaftlich im Ergebnis nuri..

insofern betroffen
ist, als sein Beitrag zur

freihilligen T

(Weiter—)Versichsrung bei der beklagten Krankenkasse durch den

ihm vom Rentenversicherungsträger gezahlten Beitragszuschuß nicht*

gedeckt wird. Eine Deckungslücke könnte dabei insbesondere da--

durch entstanden sein, daß sein Beitragszuschuß nur in Höhe von

11 vH der Rente gezahlt wird, sein Krankenversicherungsbéitrag„

dagegen ■ieht nur.aus der von ihm bezogenen Rente, sondern auch

aus ihm etea daneben zufließenden sonstigen Einnahmen zum Le-

bensunterhalt beredhnet wird (S 180 Abs “ RVG; für die Zeit ab

1. Januar 1983 vsl 5 180 Abs ? EVO idF des Gesetzes vom

1. Dezember 1931). Solche sonstigen Einnahmen sind indessen,
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sofern die Voraussetzungen des 5 180 Abs 5 idF des genannten \

IGesetzes vorliegen, seit dem 1. Januar 1983 aüch bei den in der

KVdR versicherten Rentnern beitragspflichtig, allerdings nur mit

dem halben Beitragssatz (% 385 Abs 2a EVO idF des genannten

'Ge3etzes).

Die Kostenentschaidung beruht auf @ 193 des quialgerichts-

gesetzes.
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